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§ 9a VOG Zugang zur Entschadigung
in grenzuberschreitenden Fallen
innerhalb der Europaischen Union
(Umsetzung der Richtlinie

2004/80/EG des Rates zur
Entschadigung der Opfer von
Straftaten)

VOG - Verbrechensopfergesetz

@ Berucksichtigter Stand der Gesetzgebung: 20.07.2024

1. (1)Wird eine vorsatzliche Gewalttat nach dem 30. Juni 2005 in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen
Union begangen, ist die Entschadigung beantragende Person, die ihren gewdhnlichen Aufenthalt in Osterreich
hat, berechtigt, den Antrag auf Entschadigung durch den Staat der Tatbegehung beim Bundesamt fir Soziales
und Behindertenwesen als Unterstltzungsbehorde einzubringen. Das Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen hat dem Antragsteller die erforderlichen Antragsformulare zur Verfigung zu stellen, auf
Anfrage allgemeine Hinweise und Informationen zur Ausfillung des Antrages zu geben und den Antrag samt
etwaiger Belege und Unterlagen so schnell wie moéglich der Entscheidungsbehérde zu Gbermitteln. Im Falle des
Ersuchens der Entscheidungsbehérde um Zusatzinformationen gibt das Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen dem Antragsteller erforderlichenfalls allgemeine Hinweise, wie dem Ersuchen nachzukommen
ist und leitet auf Antrag des Antragstellers die Informationen so bald wie méglich auf direktem Weg an die
Entscheidungsbehoérde weiter. Das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen hat auf Grund eines
Beschlusses der Entscheidungsbehérde den Antragsteller, Zeugen oder Sachverstandige anzuhdren und der
Entscheidungsbehdrde das Ergebnis der Anhdrung mitzuteilen.

2. (2)Wird Hilfe nach diesem Bundesgesetz bei einer Unterstitzungsbehdrde eines anderen Mitgliedstaates
beantragt, hat das Bundesamt fUir Soziales und Behindertenwesen als Entscheidungsbehdérde so bald wie mdglich
nach Eingang des Antrages der Unterstltzungsbehdrde und dem Antragsteller den Antragseingang zu bestatigen
und Angaben Uber die zur Entscheidung zusténdige Stelle des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen
und, wenn moglich, des ungefahren Entscheidungszeitpunktes zu machen. Das Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen hat die Entscheidung tGber den Antrag auch der Unterstitzungsbehdrde zuzusenden.

In Kraft seit 01.05.2013 bis 31.12.9999


file:///

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 9a VOG Zugang zur Entschädigung in grenzüberschreitenden Fällen innerhalb der Europäischen Union (Umsetzung der Richtlinie 2004/80/EG des Rates zur Entschädigung der Opfer von Straftaten)
	VOG - Verbrechensopfergesetz


